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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses (14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über den Vertrag vom 15. Juni 1957 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich 
zur Regelung vermögensrechtlicher Beziehungen 

— Drucksache 226 — 


A. Bericht des Abgeordneten Pietscher 


1. Der vorliegende Gesetzentwurf ist von den 
Bundesministern des Auswärtigen, der Justiz, der 
Finanzen und für Wirtschaft gemeinsam erstellt 
worden. Die ihm beigefügte Denkschrift enthält eine 
eingehende Darstellung über Vorgeschichte, Zweck 
und Inhalt des Vertrages. 

Der Bericht des Ausschusses beschränkt sich da- 
her auf eine kurze Erörterung der folgenden Ge- 
sichtspunkte: 

In dem Protokoll der Berliner Konferenz vom 
2. August 1945 behielten die Besatzungsmächte sich 
vor, über das deutschen natürlichen und juristischen 
Personen gehörige Vermögen zu verfügen. 

Der am 15. Mai 1955 abgeschlossene Staatsvertrag 
zur Wiederherstellung eines unabhängigen und 
demokratischen Österreich (Staatsvertrag) bestimmte 
dann in seinem Artikel 22 die „Übertragung'" aller 
in Österreich belegenen deutschen Vermögenswerte 
auf Österreich. Dabei verpflichtete sich Österreich, 
das Vermögen deutscher juristischer Personen über- 
haupt nicht und das Vermögen deutscher natürlicher 
Personen, soweit es den Wert von S 260 000 über- 
steigt, nicht an die früheren Eigentümer zurückzu- 
übertragen. Nur das erzieherischen, kulturellen, 
karitativen oder religiösen Zwecken dienende Ver- 
mögen wurde von diesem Rückgabeverbot ausge- 
nommen. 

Artikel 23 des österreichischen Staatsvertrages 
bestimmt, daß Österreich — unbeschadet bereits ge- 
troffener Regelungen — in eigenem Namen und im 
Namen aller österreichischen Staatsangehörigen auf 
alle Forderungen gegen Deutschland und deutsche 


Staatsangehörige aus der Zeit nach dem 13. März 
1938 verzichtet. 

Der vorliegende Vertrag regelt nunmehr im Rah- 
, men dieser durch den österreichischen Staatsvertrag 
geschaffenen Rechtslage die zwischen der Bundes- 
republik und Österreich noch offenen Fragen in den 
I vermögensrechtlichen Beziehungen. 

Dabei beschränkt er sich hinsichtlich des „deut- 
schen Eigentums" in Österreich auf die Regelung 
! der mit der Beschlagnahme des privaten deutschen 
I Vermögens zusammenhängenden Fragen, während 
I er über Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 
öffentlich-rechtlicher Rechtsträger — von gewissen 
Ausnahmen abgesehen — keine Bestimmung trifft, 
i 

Teil I des Vertrages behandelt die Rückgabe der 
I durch den Staatsvertrag erfaßten Vermögenswerte. 
Jedes Vermögen wird in zwei Gruppen eingeteilt, 
nämlich eine Gruppe „ Vermögenschaften" und eine 
Gruppe „Rechte und Interessen". Jede dieser Grup- 
pen wird für sich bewertet. Es werden also in bei- 
den Gruppen die gesamten Vermögenswerte zurück- 
übertragen, wenn in keiner von ihnen die Wert- 
grenze von S 260 000 überschritten ist. Praktisch 
wirkt sich das dahin aus, daß die meisten deutschen 
natürlichen Personen ihr in Österreich belegenes 
Vermögen zurückerhalten. 

Es schließen sich Vorschriften über das Verfahren 
der Übertragung an, das durch einen Antrag an das 
österreichische Bundesministerium für Finanzen ein- 
geleitet und durch eine „Amtsbestätigung" dieses 
Ministeriums abgeschlossen wird. 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
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Teil II des Vertrages enthält Bestimmungen über 
die Geltendmachung von Forderungen öster- 
reichischer Staatsangehöriger gegenüber deutschen 
Schuldnern . 

Da Artikel 23 Abs. 3 des Staatsvertrages den 
österreichischen Forderungsverzicht „unbeschadet 
der Giltigkeit bereits getroffener Regelungen" aus- 
gesprochen hat, bedurfte die Frage, wann eine 
„Regelung" im Sinne des Artikels 23 Abs. 3 vor- 
liegt, der Klärung. Demgemäß trifft hierzu Ar- 
tikel 22 des Vermögensvertrages eingehende Be- 
stimmungen, wobei sich verschiedene Gruppen von 
Tatbeständen bilden lassen. 

Neben gewissen Vereinbarungen zwischen Gläu- 
bigern und Schuldnern, Vergleichen und Anerkennt- 
nissen, stehen Fälle, in denen über die Forderung 
gerichtliche oder schiedsgerichtliche Entscheidungen 
ergangen sind, sowie Fälle, in denen der Schuldner 
durch Zahlung, Aufrechnung oder Gutschrift von 
Zinsen unzweideutig zum Ausdruck gebracht hat, 
daß er das Schuldverhältnis noch als fortbestehend 
ansieht. Nach Artikel 22 Abs. 1 Buchstabe h gelten 
aber als geregelt überdies Forderungen, deren 
Schuldner auf eine schriftliche Zahlungsaufforderung 
des Gläubigers die Erfüllung lediglich unter Be- 
rufung auf ein nicht im bürgerlichen Recht begrün- 
detes Leistungshindernis (z. B. Forderungsverzicht) 
verweigert oder gegen das Bestehen der Forderung 
keine oder keine bürgerlich-rechtlich begründeten 
Einwendungen erhoben hat. 

Diese letztere Bestimmung kann dazu führen, daß 
der deutsche Schuldner vom österreichischen Gläu- 
biger in Anspruch genommen wird. Dabei sind wie- 
derum zwei Tatbestände zu unterscheiden. 

Artikel 26 Abs. 1 gibt dem deutschen Schuldner 
die Möglichkeit, bei Verbindlichkeiten, welche nur 
kraft einer Regelung gemäß Artikel 22 gegen ihn 
geltend gemacht wird und für welche die Republik 
Österreich mit einem Sondervermögen haftet (die 
also mit dem Sondervermögen „konnex" im Sinne 
des Artikels 24 sind) den Gläubiger auf die Befrie- 
digung aus dem Sondervermögen zu verweisen. In 
diesem Falle beschränkt sich die persönliche Inan- 
spruchnahme des deutschen Schuldners auf den Aus- 
fall, den der Gläubiger bei der Befriedigung aus 
dem haftenden Sondervermögen erleidet. 

Aus „inkonnexen" Verbindlichkeiten, sofern sie 
als geregelt gelten, können die deutschen Schuldner 
ohne Rücksicht auf den Verlust des in Österreich 
belegenen Vermögens und dessen Höhe sofort und 
unmittelbar in Anspruch genommen werden. In bei- 
den Fällen allerdings hat der deutsche Schuldner 
einen gewissen Schutz durch die Härteklausel des 
Artikels 100 Abs. 2 bzw. Abs. 3. 

Teil III des Vertrages enthält besondere Bestim- 
mungen über Kreditinstitute und Wertpapiere, Ver- 
sicherungsunternehmen und Bausparkassen sowie 
gewerbliche Schutzrechte, Firmenbezeichnungen und 
Urheberrechte zusammengefaßt. Danach gelten Gut- 
haben von Österreichern bei Kreditinstituten in der 
Bundesrepublik immer als geregelt im Sinne des 
Artikels 23 Abs. 3 des Staatsvertrages. Forderungen 


aus Wertpapieren deutscher Aussteller gelten unter 
bestimmten Voraussetzungen als geregelt. Von der 
Anwendung des Artikels 23 Abs. 3 des Staatsver- 
trages überhaupt ausgenommen sind die Gebiete 
der privaten Versicherungsverträge und Rückver- 
sicherungsverträge und der Bausparverträge mit 
I privaten Bausparkassen. 

Schließlich sind über die Auseinandersetzung in 
bezug auf Patente und Patentanmeldungen, Marken 
und Markenanmeldungen, Firmenbezeichnungen und 
I Urheberrechte eine Reihe von Bestimmungen ge- 
troffen, die indessen abweichende privatrechtlicho 
Regelungen der Beteiligten, die nach dem 8. Mai 
I 1945 getroffen wurden oder nach dem Inkrafttreten 
des Vertrages getroffen werden, unberührt lassen. 

' Teil IV des Vertrages enthält ergänzende Bestim- 
I mungen über österreichische Zollausschlußgebiete 
I und das Saarland und regelt den persönlichen und 
sachlichen Geltungsbereich im einzelnen. 

Teil V des Vertrages sieht die Errichtung einer 
Ständigen Kommission, eines Schlichtungsausschus- 
ses und eines Schiedsgerichtes vor. 

Teil VI des Vertrages enthält die Schlußbestim- 
mungen und stellt die Übertragung von Vermögen 
auf Grund des Vertrages von den Gebühren für 
Rechtsgeschäfte und von den Verkehrsteuern frei. 

Schließlich enthält das Schlußprotokoll einige Er- 
läuterungen zu den einzelnen Artikeln. 

2. Die durch den Vertrag getroffene Regelung er- 
füllt nicht alle deutschen Wünsche. Die Kritik rich- 
tet sich insbesondere gegen die in Artikel 22 nor- 
mierte, sehr weitgehende Auslegung der sogenann- 
ten „Unbeschadetklausel" des Artikels 23 Abs. 3 des 
Staatsvertrages. Tatsächlich wird damit der grund- 
sätzliche Verzicht der österreichischen Gläubiger auf 
die zwischen dem 13. März 1938 und 8. Mai 1945 
begründeten und noch offenen Forderungen gegen- 
über deutschen Schuldnern praktisch in weitem Um- 
fange wieder rückgängig gemacht. Nach Artikel 22 
können deutsche Schuldner, die ihre in Österreich 
: belegenen Vermögenswerte verloren haben, von 
österreichischen Gläubigern auch dann in Anspruch 
, genommen werden, wenn diese Vermögenswerte 
I am Stichtag (8. Mai 1945) aiisgereicht hätten, ihre 
I Schulden gegenüber diesen Gläubigern abzudecken. 
Die durch Artikel 26 begründete Ausfallhaftung 
geht grundsätzlich zu Lasten der deutschen Eigen- 
tümer, denen nunmehr außer dem Vermögensver- 
j lust die Verpflichtung zur Schuldentilgung für diese 
' Vermögenswerte auferlegt wird. Im Ergebnis gilt 
I das gleiche gemäß Artikel 24 Abs. 2 in den Fällen 
der sogenannten inkonnexen Verbindlichkeiten. Die 
I hier skizzierten Bedenken sind daher in der Tat 
nicht unbegründet. Es ist aber bereits zuvor darauf 
hingewiesen worden, daß Artikel 100 dem deut- 
schen Schuldner die Möglichkeit eröffnet, aus Bil- 
ligkeitsgründen eine Beschränkung des Umfanges 
seiner Leistungspflicht herbeizuführen. Das gilt so- 
wohl für das Verfahren vor dem Schlichtungsaus- 
i schuß wie für das im Vertrage vorgesehene Schieds- 
; gerichtsverfahren. Es ist daher zu hoffen, daß durch 
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diese Verfahren für den Großteil der Fälle eine an- 
nehmbare Lösung doch noch erreicht wird. 

Dabei kann dahingestellt bleiben, ob etwa dem in 
Anspruch genommenen deutschen Schuldner ein Ent- 
schädigungsanspruch erwachsen könnte. Bei der 
Prüfung der Verfassungsmäßigkeit des Vertrages 
erhebt sich nämlich die Frage seiner Vereinbarkeit 
mit Artikel 14 Abs. 3 GG, und zwar im Zusammen- 
hang mit der zuvor erörterten weitgehenden Inter- 
pretation des Begriffes „getroffene Regelungen". 
Durch sic wird dem deutschen Schuldner der Ver- 
mögensvorteil, den er durch den Österreichischen 
Verzicht erlangt hatte, im Einzelfall wieder genom- 
men. Darin könnte ein Eingriff in das Eigentum er- 
blickt werden. 

Trotz dieser Bedenken hat der Ausschuß dem vor- 
gelegten Gesetzentwurf zugestimmt. Er ist der Auf- 
fassung, daß der Vertrag in seiner Gesamtheit ge- 
eignet ist, einen Ausgleich herbeizuführen, die 
bisher das deutsch-österreichische Verhältnis be- 
lastende Frage des deutschen Eigentums zu regeln 


und alte wirtschaftliche Bindungen nicht abreißen 
zu lassen. 

3. In Übereinstimmung mit der Auffassung des 
Bundesrates hält der Ausschuß das Gesetz für zu- 
stimmungsbedürftig. Jedoch gründet sich seines Er- 
achtens die Zustimmungsbedürftigkeit nicht auf die 
in der Stellungnahme des Bundesrates enthaltene 
Bezugnahme auf Artikel 118 des Vertrages, da die 
in diesem Artikel aufgeführten Steuern nicht in der 
Bundesrepublik, sondern ausschließlich in Öster- 
reich anfallen würden. Die Zustimmungsbedürftig- 
keit ergibt sich aber auf Grund der Artikel 105, 106, 
108, 110 und 114 Abs. 2 des Vertrages. 

4. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses; 

„Der Rechtsausschuß hat in seiner 17. Sitzung vom 

17. April 1958 den obigen Gesetzentwurf beraten 
und ihm unter Zurückstellung der in der Aussprache 
geäußerten nicht unerheblichen Bedenken mit Rück- 
sicht auf die internationale Bedeutung des Vertrages 
und zur Ermöglichung einer baldigen Ratifizierung 
zugestimmt." 


Bonn, den 21. April 1958 

Pietscher 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 226 — mit der 
Maßgabe, daß in der Einleitung hinter dem Wort 
„hat" die Worte „mit Zustimmung des Bundesrates" 
eingefügt werden, im übrigen unverändert nach der 
Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 17. März 1958 

Der Finanzausschuß 


Neuburger 

Vorsitzender 


Pietscher 

Berichterstatter 



